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Für Augenmass bei Verkehrskonzept
Parlament unterstützt Vorstösse, die fürs Gewerbe längere Zufahrt zur Innenstadt fordern

Nachrichten

Der direkte Draht der
BaZ zum Bauinspektorat
Basel. Die Basler zeitung habe zum
Bau- und gastgewerbeinspektorat
(Bgi) einen zu direkten Draht, behaup-
tet grossrätin Heidi Mück (gB) in einer
interpellation. So stellte ein Journalist
eine Frage an das Bgi wegen des
gewerkschaftshauses am Claraplatz,
betreffend eine mögliche Strafanzeige 
wegen zweier unbewilligter Plakate. zu
diesem zeitpunkt war das gewerk-
schaftshaus über die tatsächliche
Strafanzeige noch nicht informiert.
Laut Baudirektor Hans-Peter Wessels 
(SP) kann es vorkommen, dass ein
empfänger eine Sendung noch nicht
zur Kenntnis genommen hat, wenn ein
Journalist bei einem amt etwas nach-
fragt. «gehen Presseanfragen ein, wird
wahrheitsgemäss auskunft gegeben,
ob ein Verfahren hängig ist oder nicht
und welcher art das Verfahren ist.»

Einführungsklassen
sollen bleiben
Basel. einführungs- und Fremdspra-
chenklassen auf Primarstufe sollen
beibehalten werden, fordert eine
Motion von Kerstin Wenk (SP) – der
Vorstoss wurde nach längerer Diskus-
sion mit 49 zu 30 Stimmen an den
Regierungsrat überwiesen. Dieser
wollte den Vorstoss nicht entgegen-
nehmen. Das erziehungsdepartement
habe klar signalisiert, dass das anlie-
gen berücksichtigt werde, erklärte
Regierungsrat Christoph Brutschin in
Vertretung von Christoph eymann,
nämlich als zwei Vorstösse des grünen
Thomas grossenbacher behandelt
wurden. Die Linke war für Überwei-
sung, die Bürgerlichen bekämpften die
Motion. Oskar Herzig (SVP) bezeich-
nete den Vorstoss als zwängerei. Patri-
cia von Falkenstein (LDP) sah im vorlie-
genden Vorschlag den falschen Weg.

Kantonale Gebühren
sollen überprüft werden
Basel. erfolg hatte Lukas engelberger
(CVP) mit einem anzug, der verlangt,
die vom Kanton Basel-Stadt erhobe-
nen gebühren zu überprüfen. Der
Kanton finanziere heute im Vergleich
mit den anderen Kantonen den gröss-
ten anteil der öffentlichen Versorgung
und Dienstleistungen über gebühren,
stellte engelberger fest, gestützt auf
den Indikator der Gebührenfinanzie-
rung in Kantonen und gemeinden. Die-
ser war vom eidgenössischen Finanz-
departement veröffentlicht worden.
ihm zu entnehmen war zum Beispiel,
dass in Basel-Stadt für Wasserversor-
gung und abwasserbeseitigung eine
Gebührenfinanzierung von 130 Prozent
besteht, was heisst, dass der ertrag
der gebühr höher ist als die Kosten.
Tanja Soland (SP) und Urs Müller (gB)
bestritten den anzug, Stephan
Mumenthaler (FDP) und andere Bür-
gerliche unterstützten den Vorstoss,
der darauf mit 49 zu 44 Stimmen an die
Regierung überwiesen wurde.

Bergstrecke vor der Erneuerung
Bruderholz-Tramhaltestellen werden behindertengerecht

Von Markus Vogt

Basel. Kurz zu reden gab das einzige
Sachgeschäft der gestrigen Grossratssit-
zung, der Projektierungskredit für die
Neuanordnung und Neugestaltung der
Tramhaltestellen auf dem Bruderholz.
Dafür bewilligt wurden mit 81 zu 6
Stimmen schliesslich 450 000 Franken.

Die Sanierung der über das Brude-
holz führenden Tramlinien 15 und 16
geschieht aus zwei Gründen. Zum einen
gilt es, die Vorgaben des eidgenössi-
schen Behindertengleichstellungsgeset-
zes umzusetzen – hier geht es darum,
die Tramhaltestellen behindertenge-
recht einzurichten. Zum anderen sind
die aus den Jahren 1953–1969 stam-
menden Geleise überaltert, sie müssen
erneuert werden. Betroffen sind acht
Haltestellen: Jakobsberg, Hechtliacker,
Hauensteinstrasse, Bruderholz (die
Endstation der beiden Linien), Airolo-
strasse, Studio Basel, Lerchenstrasse
und Wolfsschlucht.

Die Topografie der Bergstrecke ver-
einfacht das Vorhaben nicht, wie Mi-
chael Wüthrich, der Präsident der Um-
welt-, Verkehrs- und Energiekommissi-
on (Uvek) erklärte. In Steigungen und
Kurven kann eine Haltestelle nicht auf
der ganzen Länge behindertengerecht
gestaltet werden; einzelne Haltestellen
müssen eventuell verschoben werden,
und wenn sie sich zu nahe kommen,
müsste man die eine oder andere auch
aufheben. Dies könnte zum Beispiel bei
der Haltestelle Airolostrasse der Fall
sein. Kritisiert wurde auch, dass eine
überlange Bauzeit von gegen sieben
Jahren bevorstehen könnte.

So brachten die meisten der Frakti-
onssprecher Vorbehalte an, plädierten
aber dennoch dafür, den Projektie-
rungskredit zu bewilligen. Nur die Frei-
sinnigen nicht: Erich Bucher (FDP) be-
antragte Rückweisung, unterlag aber
mit 10 zu 77 Stimmen. Die Bevölkerung
sei sehr kritisch eingestellt gegenüber
dem Vorhaben, argumentierte Bucher.

Kanton soll nicht stärker eingreifen
Motion für Regulierungen im Taxigewerbe abgelehnt

Von Martin Regenass

Basel. Taxifahrer sowie Vertreter der
Gewerkschaft Unia verteilten gestern
Morgen im Innenhof des Ratsgebäudes
Blumen an die Grossrätinnen und
Grossräte. Damit versuchten sie einer
Motion von Heidi Mück (GB) zum
Durchbruch zu verhelfen. Diese ver-
langt eine Änderung des Taxigesetzes
dahingehend, dass der Kanton das Taxi-
wesen stärker reguliert. «Im Taxigewer-
be herrschen Wildwuchs und ein un-
kontrollierter freier Markt. Löhne von
12 bis 16 Franken sind an der Tagesord-
nung, die Fahrzeuge dreckig und die
Chauffeure unhöflich», sagte Mück.

Es brauche existenzsichernde Löhne
und bessere Arbeitsbedingungen.
Denkbar wäre auch die Schaffung eines
kantonseigenen Taxibetriebs mit um-
weltfreundlichen Fahrzeugen und
Chauffeuren, die zu kantonalen Bedin-
gungen angestellt würden. Kurz: mehr
Staat im Taxigewerbe.

Die liberalen Kräfte im Parlament
sind daran natürlich nicht interessiert.
LDP-Grossrat André Auderset: «Es ist si-
cher nicht Aufgabe des Staates, Taxiun-
ternehmen zu betreiben. Diese Motion
ist überflüssig wie ein Kropf.» Zudem
komme sie zum falschen Zeitpunkt,
weil der Regierungsrat bereits eine Vor-
lage zur Änderung des Taxigesetzes vor-
gelegt habe. Würde die Motion vom
Parlament angenommen, fördere dies
einzig den Papierausstoss des Regie-
rungsrates. FDP-Grossrat David Jenny
argumentierte damit, dass die Motion
verfassungswidrig sei.

Talha Ugur Camlibel (GB), selbst
Taxiunternehmer, bat um Unterstüt-
zung für die Motion: «Die Krise im Bas-
ler Taxigewerbe hat sich verschärft. Vie-
le der 337 selbstständigen Taxifahrer
sind heute Workingpoors und können
keine Familie ernähren.»

Der Rat lehnte die Motion schliess-
lich mit 46 zu 41 Stimmen ab, bei zwei
Enthaltungen.

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus

Von Martin Regenass

Basel. Die SP-Fraktion legte gestern
kompromisslos ihre Haltung gegenüber
den sechs parlamentarischen Vorstös-
sen dar. Diese verlangen gewerbe-
freundlichere Bestimmungen für die
Zufahrten ausserhalb der Lieferzeiten
in die autofreie Innenstadt. SP-Grossrä-
tin Dominique König-Lüdin: «Sämtliche
Vorstösse sind rechtlich nicht zulässig.
Der Grosse Rat hat mit Veränderungen
am Verkehrskonzept nichts zu tun.» Da-
für sei die Verwaltung zuständig.

Der anwesende Vorsteher des für
die Umsetzung verantwortlichen Justiz-
und Sicherheitsdepartements (JSD),
Baschi Dürr (FDP), verdrehte ob solcher
Aussagen die Augen. Er weiss genau,
dass seine Kaderleute im JSD keinen
Millimeter von den in der Verordnung
geschriebenen Vorgaben abweichen.

Theoretisch wäre es zwar möglich
gewesen, dass die Verwaltung Augen-
mass anwendet. «Das restriktive Re-
gime bei der Zuteilung der Ausnahme-
bewilligungen hat aber gezeigt, dass
dies nicht geschieht», sagt Gabriel Ba-
rell, Direktor des Gewerbeverbands Ba-
sel-Stadt. Auf Härtefälle werde keine
Rücksicht genommen. So zum Beispiel
auf das Blumengeschäft, das nachmit-
tags bis um vier Uhr Bestellungen ent-

gegennimmt
und diese
noch bis am
Abend ablie-
fern muss.
Die Beamten
des JSD blo-
ckierten am
Runden
Tisch im letz-

ten Herbst eine Lösung für den Floris-
ten – er dürfe nur bis elf Uhr einfahren.
Grossräte verschiedenster Lager lan-
cierten ob dieses und anderer Beispiele
zusammen mit dem Gewerbeverband
Vorstösse, die eine Lockerung des Zu-
fahrtsregimes fordern.

Ausserhalb der fixen Zeiten
Die Motion von Pasqualine Gallac-

chi (CVP) für eine Ausweitung der An-
lieferzeiten wurde bereits in der März-
sitzung zur Überprüfung an die Regie-
rung überwiesen. Gestern nun stimmte
der Grosse Rat auch fünf weiteren Vor-
stössen zu. Den Anfang machte eine
Motion von Martina Bernasconi (GLP).
Sie verlangt, dass gewisse Produktions-
betriebe auch ausserhalb – der noch
nicht fixen – Anlieferzeiten in die Innen-
stadt fahren können. Auch hier regte
sich Widerstand der SP, personifiziert in
Tanja Soland. Die Motion gefährde das
ganze Konzept, da es faktisch die Fuss-
gängerzone ausheble.

Joël Thüring (SVP) sieht Sinn in der
Motion. «Gewisse Gewerbetreibende in
der Stadt müssen zu ihren Geschäften
auch ausserhalb der festgesetzten Zei-
ten Zugang haben.» Zwar betreibe So-
land eine Anwaltskanzlei in der Innen-
stadt, dort werde aber ausser Buchsta-
ben nichts produziert. «Wären Sie Blu-
menhändlerin und müssten ausliefern,
Frau Soland, würden Sie anders daher-
reden», sagte Thüring. Die Motion wur-
de nach hitziger Diskussion mit 47 Ja-
zu 39 Nein-Stimmen bei drei Enthaltun-
gen angenommen.

Ebenso soll der Regierungsrat prü-
fen, ob die geplanten versenkbaren Pol-
ler schneller realisiert werden können.
Dies fordert ein Anzug von Heiner Vi-

scher (LDP), der deutlich, mit 63 zu 20
bei fünf Enthaltungen, angenommen
wurde.

Gar stillschweigend überwiesen hat
der Grosse Rat einen Anzug von Andre-
as Zappalà (FDP). Dieser fordert seitens
der Verwaltung ein einfacheres und
günstigeres System bei der Vergabe von
Ausnahmebewilligungen.

Knapp zugestimmt haben die Volks-
vertreter einem Vorstoss von Joël Thü-
ring. Dieser fordert die Einführung ei-
ner Plakette für Notfalldienste wie Lift-
monteure oder Schlüsseldienste –
42 Ja- zu 41-Nein-Stimmen bei vier
Enthaltungen. Auch der Anzug von
Christine Wirz (LDP) mit der Forde-

rung nach mehr Behindertenparkplät-
zen wurde an die Regierung überwie-
sen. Einzig die Motion von Mirjam Ball-
mer (GB), die ein privatwirtschaftli-
ches City-Logistik-Modell forderte,
lehnte der Rat mit 47 zu 36 Stimmen
bei fünf Enthaltungen ab.

Für den Gewerbeverband und die
Gewerbetreibenden in der Innenstadt
sind es gute Nachrichten. Barell: «Wir
erwarten jetzt, dass der Regierungsrat
und die zuständigen Behörden diesen
klaren Auftrag des Parlaments ernst
nehmen und die in den Vorstössen for-
mulierten Anliegen ohne weitere Verzö-
gerung erfüllen – mit Augenmass und
gesundem Menschenverstand.»

Lockerungen für Lieferfirmen.� Manche geschäfte in der innenstadt brauchen
auch nach 11 Uhr noch Zufahrtsmöglichkeiten. Foto Kostas Maros
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